
LANDESHAUPTSTADT DRESDEN 
 

BESCHLUSSAUSFERTIGUNG 
 

des Stadtrates 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sitzung am: 24.08.2006 
 
Beschluss-Nr.: V1378-SR37-06 
 
 
Gegenstand: 
Durchführung eines Bürgerentscheides gemäß § 24 Abs. 1 SächsGemO 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt: 
 

1. Es wird festgestellt, dass der Antrag auf Planfeststellung für den „Verkehrszug 
Waldschlößchenbrücke“ rechtlich nicht vollziehbar ist, da er gegen das 
Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt verstößt. 

 
2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, den beim Regierungspräsidium Dresden 

gestellten Antrag auf Planfeststellung für den „Verkehrszug Waldschlößchenbrücke“ 
sofort zurückzuziehen. 

 
3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, Alternativen für eine rechtlich zulässige 

Umsetzung des Bürgerentscheides vom 27.02.2005 zu prüfen. 
 

4. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, sofort alle Maßnahmen, einschließlich der 
Vertretung dieser Auffassung in gerichtlichen Verfahren, zu ergreifen, um den Bau 
des „Verkehrszuges Waldschlößchenbrücke“ in der Form des Planfeststellungs-
antrages zu beenden. 

 
5. Der Oberbürgermeister wird dringend aufgefordert, unverzüglich mit der Deutschen 

UNESCO-Kommission (DUK) über Maßnahmen zu beraten, die dazu geeignet sind, 
dem Ergebnis des Bürgerentscheides vom 27.02.2005 Rechnung zu tragen und 
gleichzeitig den Erhalt des UNESCO-Welterbetitels zu sichern. 

 
6. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Gespräch zwischen Vertretern der 

Fraktionen des Stadtrates der Landeshauptstadt Dresden, dem Regierungspräsidium 
Dresden, der Sächsischen Landeskonservatorin, dem Sächsischen Staatsminister 
des Innern und der Deutschen UNESCO-Kommission zu initiieren. Gegenstand des 
Gespräches sind die Erörterung von Maßnahmen, die dazu geeignet sind, dem 
Ergebnis des Bürgerentscheides vom 27.02.2005 Rechnung zu tragen und 
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gleichzeitig den Erhalt des UNESCO-Welterbetitels zu sichern, sowie die Bildung 
eines Expertengremiums unter Beteiligung der UNESCO zur weiteren Bearbeitung 
der Gesprächsergebnisse. 

 
7. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, beim Auswärtigen Amt der Bundesrepublik 

Deutschland und beim Kulturstaatsminister der Bundesrepublik Deutschland 
Unterstützung bei der Konsensfindung, beispielsweise durch Moderation zwischen 
den Beteiligten, zu erbitten. Ziel der Moderation soll sein, im Konsens zu Maßnahmen 
zu gelangen, die dazu geeignet sind, dem Ergebnis des Bürgerentscheides vom 
27.02.2005 Rechnung zu tragen und gleichzeitig den Erhalt des UNESCO-
Welterbetitels zu sichern. 

 
8. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zur Stadtratssitzung am 05.09.2006 zu den 

Beschlusspunkten 5 bis 7 zu berichten sowie mit den Bietern für die Bauleistungen 
eine weitere Verlängerung der Bindefrist zu verhandeln. 

 
9. Der Oberbürgermeister wird zur Erfüllung des Beschlusses Nr. V1368-SR36-06, 

Punkt 1, aufgefordert, bis spätestens zum 10.10.2006 eine Vorlage zur Vorbereitung 
und Durchführung eines Bürgerentscheides vorzulegen, sofern ein solcher 
Bürgerentscheid zum Erhalt des Welterbes erforderlich ist. Diese Vorlage soll eine 
konsensfähige Fragestellung zur Abänderung des Bürgerentscheides vom 
27.02.2005 beinhalten, welche hinsichtlich ihrer rechtlichen Zulässigkeit geprüft ist. 
Der Oberbürgermeister wird nachdrücklich aufgefordert, zur Findung einer 
konsensfähigen Fragestellung mit den Fraktionen des Stadtrates Gespräche zu 
führen. Dazu wird unter Beachtung der Beschlusspunkte 5 bis 7 empfohlen, externe 
Mediatoren auf Landes- und Bundesebene in Anspruch zu nehmen. 

 
 
 
 
 
 
Dr. Lutz Vogel 
Erster Bürgermeister 
      
      
 
      
      


